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I. Tagesordnung für die Sitzung des Stadtrechtsausschusses am Donnerstag, den 15. Juni 2023, 

Rathaus, Maximilianstraße 12, 1. OG, Historischer Ratssaal 
 

 
Vorsitzender Frau Bohlender  
Beisitzer Herr Stickl 
Beisitzer Herr Emes 

 

Uhrzeit Widerspruch 

09:00 wegen 

Baurechts 

09:45 wegen 

Abschleppkosten 

10:15 wegen 

Abschleppkosten 

10:45 wegen 

Abschleppkosten 

11:15 wegen 

Abschleppkosten 

11:45 wegen 

Schülerbeförderung 

 
FB 1-140 

_______________________________________________ 
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II. Öffentliche Zustellung – Zwangsstillegung wegen Steuerrückstände SP-JI10 
 

Herrn Jan Kazimierz Nowak, zuletzt wohnhaft in 67346 Speyer, Lauergasse 22, wird hiermit 
aufgefordert entsprechend der Verfügung vom 31.05.2023 zu handeln und der Untersagung Folge zu 
leisten. Das Schreiben setzt Fristen in Gang, die rechtliche Auswirkungen auf den Adressaten haben 
und gilt hiermit als öffentlich zugestellt. 
 
Das Schreiben vom 31.05.2023 kann vom Adressaten oder seinem/seiner Bevollmächtigten bei der 
Stadtverwaltung Speyer, Führerscheinstelle, Industriestraße 23, Zimmer 3 + 4, 67346 Speyer, 
eingesehen werden. 

  
FB 2-230 

_______________________________________________ 
 

III. Satzung der Stadt Speyer zur Änderung der Satzung der Stadt Speyer über den 
Schutz von Bäumen (Baumschutzsatzung) vom 26.09.2022  

 

vom 02.06.2023 
 
 
Auf Empfehlung des Ausschusses für Stadtklima, Umwelt und Nachhaltigkeit beschließt der Stadtrat 
mehrheitlich: 
 

Satzung vom 02.06.2023 zur Änderung der Satzung der Stadt Speyer über den Schutz von Bäumen 
(Baumschutzsatzung) vom 26.09.2022 

 
Der Stadtrat der Stadt Speyer hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 auf der Grundlage des    § 24 der 
Gemeindeordnung (GemO), sowie § 29 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in 
Verbindung mit § 14 Abs. 1 des Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG), jeweils in der geltenden 
Fassung, folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 
Artikel 1  
 

§ 3 Verbotene Handlungen 
 

Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 
 

(5) Nicht verboten sind Maßnahmen an Bäumen und deren Wurzelwerk auf Grabfeldern 
gewidmeter Friedhofsflächen im Rahmen des Bestattungsbetriebes.  

 
Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.06.2023 in Kraft. 
 
 
Speyer, den 02.06.2023 
In Vertretung:  
gez. Monika Kabs 
Bürgermeisterin 
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Hinweis: 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung Satzungen, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung oder aufgrund der 
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen gelten. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung, die Ausfertigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet, oder 
 
3. jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 

Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

FB 1-110 

_______________________________________________ 
 

IV. Öffentliche Ausschreibung gem. § 3 und § 12 VOB/A 
 
Die Stadt Speyer schreibt aus: 
 

Sanierung elektrotechnische Anlage 2. BA – Burgfeldschule RS+ 
Vergabenummer SSPE-2023-0039 
 

a) Stadtverwaltung Speyer  
-Vergabestelle-  
Maximilianstraße 100 
67346 Speyer 
Tel. (0 62 32) 14 26 28  
Fax (0 62 32) 14 24 58 
vergabe@stadt-speyer.de  
 

b) Öffentliche Ausschreibung 
 

c) Angebote können abgegeben werden: 
-schriftlich 
-elektronisch in Textform 
-elektronisch mit fortgeschrittener Signatur 
-elektronisch mit qualifizierter Signatur 
 

d) Art des Auftrags: 
 Ausführung von Bauleistungen    
 
 

mailto:vergabe@stadt-speyer.de
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e) Ort der Ausführung: 
Burgfeldschule RS+ 
Josef-Schmitt-Str. 30 
67346 Speyer 
 

f) Art und Umfang der Leistung:  
In der Burgfeldschule muss die elektrotechnische Anlage saniert werden. Hier ist der BA 2 
ausgeschrieben, welcher sich auf die Räume zum Hof erstreckt (näheres siehe LV). 
 

g) entfällt  
 

h) Aufteilung in Lose: Nein 
 
 

i) Ausführungsfrist:  
Beginn der Arbeiten: ca. KW 26/2023 
Ende der Arbeiten: ca. KW 39/2023 

 

j) Zulassung von Nebenangeboten: Nicht zugelassen 
 

k) Zulassung von mehreren Hauptangeboten: Nicht zugelassen 
 

l) Die Vergabeunterlagen können kostenfrei unter folgendem Link heruntergeladen werden:  
 

https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=543
21-NetTender-1885155cee3-68c2020998e8adbf&Category=InvitationToTender 
 

m)  Anschrift für die Abholung des Leistungsverzeichnisses und der Angebotsunterlagen:  
Vergabestelle Speyer (siehe Punkt a); bitte nur vormittags und nach telef. Vorankündigung. 
Bei Anforderung der Unterlagen (CD) wird eine Kostenpauschale i. H. v. € 15,00 fällig. 
 

n) entfällt 
 

o) Angebotsfrist: 
Abgabe der Angebote bis 21.06.2023, 10:00 Uhr (wenn möglich 15 Minuten vor 
Submissionsbeginn) 
Ablauf der Bindefrist: 20.07.2023 
 

p) Angebote sind zu richten an: siehe Buchstabe a) 
Die Abgabe elektronischer Angebote ist über die Vergabeplattform www.auftragsboerse.de 
möglich. 
 

q) Das Angebot ist in Deutsch abzufassen. 
 

r) Zuschlagskriterien: 100 % Preis  
 

s) Eröffnungstermin: 
Mittwoch, 21. Juni 2023, 10:00 Uhr im Stadthaus,  
Maximilianstraße 100 – Zimmer 012 im Erdgeschoss – 67346 Speyer  
 

Bieter und bevollmächtigte Vertreter sind berechtigt, an der Submission teilzunehmen.  
 
 

https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=54321-NetTender-1885155cee3-68c2020998e8adbf&Category=InvitationToTender
https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=54321-NetTender-1885155cee3-68c2020998e8adbf&Category=InvitationToTender
http://www.auftragsboerse.de/
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t) Sicherheitsleistungen: Sicherheitsleistungen für die Vertragserfüllung: 5% 
      Sicherheitsleitungen für Mängelansprüche: 3 % 

 

u) Zahlungsbedingungen: gemäß VOB/B und Vergabeunterlagen sowie Zahlungsbedingungen der 
Stadtverwaltung Speyer 

 

v) Rechtsform, die die Bietergemeinschaften nach der Auftragsvergabe haben muss: 
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter 
 

w) Eignung:  
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis der Eignung durch den Eintrag in die Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis). Bei 
Einsatz von Nachunternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuweisen, dass diese 
präqualifiziert sind oder die Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen. 
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der Eignung mit dem 
Angebot das ausgefüllte Formblatt ''Eigenerklärung zur Eignung'' vorzulegen. Bei Einsatz von 
Nachunternehmen sind auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch für diese 
abzugeben. Sind die Nachunternehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden. 
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die der 
Nachunternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der ''Eigenerklärung zur 
Eignung'' genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache 
beizufügen. 
 

Das Formblatt 124 – Eigenerklärung zur Eignung liegt den Vergabeunterlagen bei! 
 

Der Nachweis der Eignung ist entweder durch Eintragung in das Präqualifikationsverzeichnis für 
Bauunternehmen (PQ Verzeichnis) oder durch das ausgefüllte Formblatt 124 zu erbringen.  
 
Im Rahmen des Formblatts 124, das mit dem Angebot einzureichen ist, werden folgende 
Angaben in Form von Eigenerklärungen mit dem Angebot abverlangt: 
 

- Angaben zum Umsatz des Unternehmens der letzten 3 abgeschl. Geschäftsjahre 
- Eigenerklärung zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind 
- Eigenerklärung zu vorhandenen Arbeitskräften für die Ausführung der Leistung 
- Angaben zur Eintragung in das Berufsregister 
- Angaben zu Insolvenzverfahren und Liquidation 
- Angaben, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit        
  als Bieter in Frage stellt 
- Eigenerklärung zur Zahlung von Steuern, Abgaben u. Beiträgen zur gesetzlichen Sozial- 
  versicherung 
- Eigenerklärung zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 
 

Falls Ihr Angebot in die engere Wahl kommt, sind folgende Erklärungen, Bestätigungen auf 
gesondertes Verlangen vorzulegen: 
 

- drei Referenznachweise über die Ausführung vergleichbarer Leistungen gem. den Vorgaben in         
  Formblatt 124 aus den letzten fünf Jahren 
- Angaben zu Arbeitskräften in den letzten drei abgeschl. Kalenderjahren (mit Leitungspersonal) 
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- gültige Gewerbeanmeldung 
- gültiger Handelsregisterauszug 
- gültige Eintragung in die Handwerksrolle bzw. Industrie- und Handelskammer 
- Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse**) 
- Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes (Bescheinigung in Steuersachen) *) 
- Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG des zuständigen Finanzamtes *) 
- Qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft *) 
 

*) mit gültiger Befristung oder, falls die Bescheinigung unbefristet erstellt wurde, nicht älter als 
12 Monate 
**) soweit Ihr Betrieb beitragspflichtig ist 

  

Eine ausführliche Darstellung findet sich im VHB Formblatt 124, das den Vergabeunterlagen 
beiliegt. 
Die im VHB Formblatt 124 jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise sind auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist vorzulegen. Werden 
die von der Vergabestelle angeforderten Unterlagen/Nachweise nicht innerhalb dieser 
gesetzten Frist vollständig vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 

 

x) Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung 
behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann: 

ADD Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion -Referat 45-; Willy-Brandt-Platz 3; 54290 Trier bzw. 
Vergabeprüfstelle beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, 
Stiftsstraße 9 55116 Mainz (Näheres zur Vergabeprüfstelle ist den Vergabeunterlagen zu 
entnehmen.) 

   
FB 1-110 

_______________________________________________ 
 
 
V. Ausschreibung gem. § 15 VgV 

Auftragsbekanntmachung gem. § 37 VgV 
 

Die Stadt Speyer schreibt aus: 
 

Leasing-Rahmenvereinbarung über Fahrräder gem. TV-Fahrradleasing einschl. Nebenleistungen 
Vergabenummer: SSPE-2023-0006 
 
Abschnitt I: Öffentlicher Auftraggeber  
Stadtverwaltung Speyer - Zentrale Vergabestelle 
Maximilianstraße 100 
67346 Speyer 
Telefon: +49 6232-142628 
E-Mail: vergabe@stadt-speyer.de 
Fax: +49 6232-142458 
 

Die Auftragsunterlagen stehen für einen uneingeschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter: (URL) 
https://vergabe.vmstart.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=5
4321-Tender-18851feafe4-4c6cdafdc9600aaf  

https://vergabe.vmstart.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18851feafe4-4c6cdafdc9600aaf
https://vergabe.vmstart.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-18851feafe4-4c6cdafdc9600aaf
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Weitere Auskünfte erteilt die oben genannte Kontaktstelle. 
 

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzureichen:  
elektronisch via: (URL) http://www.auftragsboerse.de 
 

Abschnitt II: Gegenstand  
  

Bezeichnung des Auftrags:  Leasing-Rahmenvereinbarung über Fahrräder gem. TV-
Fahrradleasing  
einschl. Nebenleistungen  
Referenznummer der Bekanntmachung: SSPE-2023-0006 
 

CPV-Code Hauptteil 66114000-2 
 

Art des Auftrags Dienstleistungen 
 

Kurze Beschreibung:  
Rahmenvereinbarung zum Leasing von Fahrrädern und Pedelecs für die Mitarbeitenden der 
Stadtverwaltung Speyer gem. TV-Fahrradleasing einschl. Nebenleistungen in Form von Service- und 
Versicherungsleistungen (Teilamortisationsleasing): 
Der Auftragnehmer stellt der Stadt Speyer das jeweilige Fahrrad als Leasinggegenstand zur 
Verfügung und übernimmt sämtliche weitere mit dem Leasinggegenstand zusammenhängenden 
Leistungen. Darunter fallen die Information und Schulung der Mitarbeitenden, die Versicherung der 
Fahrräder, Serviceleistungen wie Inspektion, Wartung und Reparatur, die Abwicklung der Bestell-, 
Rückgabe- und Schadensabwicklungsprozesse, Störfallmanagement, Bereitstellung eines Online-
Portals sowie die Koordination und die Verwaltung der vorgenannten Beziehungen und Leistungen.  
Der Auftragnehmer koordiniert und managt diese Beziehungen und Leistungen oder nutzt dafür 
einen Partner und sorgt für die kontinuierliche Leistungserbringung. Ansprechpartner für die 
Mitarbeitenden der Stadt Speyer ist in sämtlichen Vertrags-, Versicherungs- oder Wartungsfragen 
der Auftragnehmer. Er sorgt auch dafür, dass das vorliegende Fahrradleasingmodell mit den 
gesetzlichen Bestimmungen und den steuerlichen Regelungen im Einklang steht und dem Zweck 
entsprechend durchgeführt werden kann. 
 
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein 
 

Weitere(r) CPV-Code(s)  CPV-Code Hauptteil: 66000000-0   
34431000-7  
34430000-0  
34422000-7 

 

Hauptort der Ausführung: Stadtverwaltung Speyer  
Maximilianstraße 100  
67346 Speyer 

 

Beschreibung der Beschaffung:   
Der Rahmenvertrag umfasst insbesondere die kostenlose Zurverfügungstellung der erforderlichen 
Leistungsprozesse von Bestellung bis Beendigung (inkl. Versicherung der Fahrräder, Service-
leistungen wie Wartung und Reparatur) wie auch Rückführung und Schadensabwicklung nach den 
Vorgaben der Leistungsbeschreibung. Die Rahmenvereinbarung begründet keinen Anspruch des 
Auftragnehmers auf Abruf einer bestimmten Jahresmenge.  

http://www.auftragsboerse.de/


 

 

8 

Eine Mindestabnahmemenge wird nicht vereinbart.  
Im Rahmen einer unverbindlichen Umfrage haben ca. 80 Mitarbeitende ihr Interesse bekundet 
(geschätzte Abnahmemenge). Es gilt eine verbindliche Höchstabnahmegrenze von 300 Fahrrädern. 
 

Zuschlagskriterien:   Bestellprozess und Implementierung, Gewichtung: 15,00 
Umsetzung und Versicherungsleistungen, Gewichtung: 40,00 
Monatliche Kosten (Summe aus Leasingrate, Vollkaskoversicherung, 
Inspektionsvertrag), Gewichtung: 40,00  
Restkaufpreis bei Übernahme des Fahrrads nach Laufzeitende, 
Gewichtung: 5,00 

 

Laufzeit des Vertrags:   Beginn: 01.08.2023 
Ende: 31.07.2026 
Die Stadt Speyer hat das einseitige Optionsrecht, die 
Rahmenvereinbarung einmal um 12 Monate zu verlängern. 

 

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein 
 
 
Abschnitt III: Rechtliche, wirtschaftliche, finanzielle und technische Angaben 
 

Teilnahmebedingungen:    
III.1.1) Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister:  
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedingungen, Angabe der erforderlichen Informationen und 
Dokumente:  
Bieter haben zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit) und des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen die Eigenerklärung zur Eignung (VHB Formblatt 124 LD) vollständig ausgefüllt 
mit dem Angebot vorzulegen. 
 

Dieses enthält u. a. Eigenerklärungen bzw. Angaben 
- über die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 
- darüber, dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 
gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung 
nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich das Unternehmen nicht in Liquidation befindet - 
oder ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde 
- darüber, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als 
Bewerber in Frage stellt bzw. keine Ausschlussgründe gem. § 123 oder § 124 GWB vorliegen bzw. 
dass keine Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstraße von mehr als 90 
Tagessätzen oder eine Geldbuße von mehr als 2.500 € verhängt wurde  
- zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung 
- zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 
 

Die o. g. Erklärungen sind auf Verlangen der Vergabestelle 
auch abzugeben für die anderen Unternehmen bzw. für jedes 
Mitglied einer Bietergemeinschaft. 
 

Die im VHB Formblatt 124 LD jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise sind auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist vorzulegen.  
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Werden die von der Vergabestelle angeforderten Unterlagen/Nachweise nicht innerhalb dieser 
gesetzten Frist vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 
 

Eine ausführliche Darstellung findet sich im VHB Formblatt 124 LD, das den Vergabeunterlagen 
beiliegt. 
 

III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:   
Auflistung und kurze Beschreibung der Eignungskriterien, Angabe der erforderlichen Informationen 
und Dokumente:  
Bieter haben zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit) und des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen die Eigenerklärung zur Eignung (VHB Formblatt 124 LD) vollständig ausgefüllt 
mit dem Angebot vorzulegen. 
 

Dieses enthält u. a. Eigenerklärungen bzw. Angaben 
- über den Umsatz des Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit 
er Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind unter Einschluss des 
Anteils bei gemeinsam mit anderen 
Unternehmen ausgeführten Leistungen 
 

Die o. g. Erklärungen sind auf Verlangen der Vergabestelle auch abzugeben für die anderen 
Unternehmen bzw. für jedes Mitglied einer Bietergemeinschaft. 
 

Die im VHB Formblatt 124 LD jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise sind auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist vorzulegen. Werden die 
von der Vergabestelle angeforderten Unterlagen/Nachweise nicht innerhalb dieser gesetzten Frist 
vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 
Eine ausführliche Darstellung findet sich im VHB Formblatt 124 
LD, das den Vergabeunterlagen beiliegt. 
 

III.1.3) Technische und berufliche Leistungsfähigkeit:   
Auflistung und kurze Beschreibung der Eignungskriterien, Angabe der erforderlichen Informationen 
und Dokumente:  
Bieter haben zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit) und des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen die Eigenerklärung zur Eignung (VHB Formblatt 124 LD) vollständig ausgefüllt 
mit dem Angebot vorzulegen. 
 

Dieses enthält u. a. Eigenerklärungen bzw. Angaben 
- darüber, dass in den letzten drei Jahren vergleichbare 
Leistungen ausgeführt wurden (Drei Referenznachweise aus den letzten drei Jahren) 
- darüber, dass die zur Ausführung der Leistung erforderlichen Beschäftigten zur Verfügung stehen 
 

Die o. g. Erklärungen sind auf Verlangen der Vergabestelle auch abzugeben für die anderen 
Unternehmen bzw. für jedes Mitglied einer Bietergemeinschaft. 
 

Die im VHB Formblatt 124 LD jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise sind auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist vorzulegen. Werden die 
von der Vergabestelle angeforderten Unterlagen/Nachweise nicht innerhalb dieser gesetzten Frist 
vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 
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Eine ausführliche Darstellung findet sich im VHB Formblatt 124 LD, das den Vergabeunterlagen 
beiliegt. 
 

Möglicherweise geforderte Mindeststandards: Der Bieter hat die Umsetzung der in der 
Leistungsbeschreibung aufgeführten Vorgaben und Zielvorstellungen des Auftraggebers in einem 
Umsetzungskonzept darzustellen, das mit dem Angebot abzugeben ist. Im Zuschlagsfall wird dieses 
Vertragsbestandteil. 
 

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:  
- Nachweis, dass der involvierte Leasinggeber von der BaFin zugelassen ist.  
- Der Auftragnehmer hat eine Betriebshaftpflichtversicherung vorzuhalten, die angemessenen 
Deckungsschutz für die zu erbringenden Leistung gewährt. Er hat diesen Versicherungsschutz 
während der Leistungserbringung ununterbrochen vorzuhalten.  
Folgende Haftungssummen sind im Rahmen des Deckungsschutzes mindestens vorzuhalten: 
a) für Sach- und Personenschäden 3 Mio. € je Schadenereignis 
b) für Vermögensschäden 1 Mio. € je Schadenereignis 
Der Bieter hat den Versicherungsschutz in mind. der Höhe der o. g. Deckungssummen rechtzeitig vor 
Zuschlagserteilung durch geeignete und aktuelle Unterlagen bzw. Bestätigungen der 
Versicherungsgesellschaft verbindlich nachzuweisen. 
 
 
Abschnitt IV: Verfahren 
 

Verfahrensart: Offenes Verfahren 
 

Die Bekanntmachung betrifft den Abschluss einer Rahmenvereinbarung. 
  
 

Schlusstermin für den Eingang der Angebote oder Teilnahmeanträge:  Donnerstag, 29.06.2023,  
10:00 Uhr 

Sprache, in der Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: DE 
Bindefrist des Angebots: Das Angebot muss gültig bleiben bis 08.08.2023 
Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 29.06.2023, 10:00 Uhr 
 

Abschnitt VI: Weitere Angaben 
 

Mit dem Angebot abzugeben ist auch eine Eigenerklärung in Bezug auf Russland-Sanktionen. 
 

Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprüfungsverfahren  
Offizielle Bezeichnung:   Vergabekammer Rheinland-Pfalz 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau 
Stiftsstraße 9 
55116 Mainz 
Deutschland 
Telefon: +49 6131-16-2234 
Fax.: +49 6131-16-2113 
E-Mail: vergabekammer.rlp@mwvlw.rlp.de 
Internet-Adresse: (URL) http://www.mwvlw.rlp.de 
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Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren  
Offizielle Bezeichnung:   Ministerium der Finanzen RLP 

Kaiser-Friedrich-Straße 5 
55116 Mainz 
Telefon: +49 6131-16-0 
Fax: +49 6131-164331 
E-Mail: poststelle@fm.rlp.de 
Internet-Adresse: (URL) http://www.fm.rlp.de 

 
Einlegung von Rechtsbehelfen  
Das Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer ist im Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (§§ 155 ff. GWB) geregelt. Die Vergabekammer leitet ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 
 

Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen Auftrag hat und eine 
Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 6 durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften 
geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 
 

Der Antrag ist nach § 160 Abs. 3 GWB unzulässig, soweit 
1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 10 
Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Abs. 2 GWB bleibt unberührt. 
 

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht 
spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
 

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht 
spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 
 

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind. 
Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von Rechtsbehelfen erteilt  
   Stadtverwaltung Speyer - Rechtsabteilung 

Maximilianstraße 100 
67346 Speyer 
Telefon: +49 6232-142208 
Fax.: +49 6232-142286 
E-Mail: recht@stadt-speyer.de 
Internet-Adresse: (URL) http://www.speyer.de 

FB 1-110 

_______________________________________________ 
 
 
 
 
 

http://www.fm.rlp.de/
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VI. Energieberatung der Verbraucherzentrale RLP 
         Frischluft muss rein – aber wie? 

 

In jedem Haus, in dem Menschen wohnen, muss gelüftet werden – das weiß jeder. Die oft erwähnte 
„atmende Wand“ gibt es nicht – weder in gedämmten noch in ungedämmten Gebäuden. Und auch 
durch Fugen und Ritze in der Gebäudehülle kommt selbst in Altbauten zu wenig Luft rein, als dass 
man auf aktives Lüften verzichten könnte. Feuchtigkeit und weitere (Schad)Stoffe müssen raus aus 
dem Haus und frische Luft rein. Daher muss bei der Neubauplanung frühzeitig darüber nachgedacht 
werden, wie der Luftwechsel sichergestellt werden soll. Die Fensterlüftung ist die kostengünstigste 
Lösung – erfordert aber aktives Mitdenken. Wie lange mache ich die Fenster auf und wann muss 
man dran denken, sie auch wieder zu schließen, besonders, wenn man das Haus verlässt? Nach dem 
Schließen der Fenster wird die Luft zunehmend wieder schlechter bis zum nächsten Öffnen. Oft sind 
die Fensterbänke vollgestellt, was das komplette Öffnen umständlich macht.  
 
Der Einbau einer Lüftungsanlage ist zwar teurer, aber sie sorgt automatisch für einen hohen 
Raumluftkomfort. Eine einfache Abluftanlage kostet im Einfamilienhaus bis zu fünftausend Euro und 
mit zusätzlicher Wärmerückgewinnung etwa das Doppelte. Sie verbraucht zusätzlich Strom, aber mit 
einer Wärmerückgewinnung spart sie Energie wieder ein.  
 
Bei regelmäßiger Wartung bzw. dem Austausch der notwendigen Filter, hat man dauerhaft eine 
gleichbleibend gute Luft und durch den Einbau eines Pollenfilters freuen sich Heuschnupfengeplagte 
über eine Entlastung im Frühjahr und Sommer.  
 
Fragen zur Neubauplanung sowie zu allen anderen Bereichen des Energiesparens im Alt- und Neubau 
beantworten die Energieberater der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz in einem persönlichen 
Beratungsgespräch nach telefonischer Voranmeldung. 
 
 
 

Der Energieberater hat am Freitag, den 16.06.2023 von 09.00 bis 13.30 Uhr Sprechstunde in Speyer 
im Historischen Rathaus (Rückgebäude), Maximilianstraße 12, Sitzungszimmer 4. Die 
Beratungsgespräche sind kostenlos. Anmeldung unter 06232/14-0. 
 
 
 

Energietelefon der Verbraucherzentrale 
0800 60 75 600 (kostenfrei) 
montags von 9 bis 13 und 14 bis 18 Uhr, 
dienstags und donnerstags von 10 bis 13 und 14 bis 17 Uhr 

 

Verbraucherzentrale RLP / FB 1-110  
_______________________________________________ 
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Behördenrufnummer 115 
 

Kennen Sie schon unser Serviceangebot der einheitlichen  
Behördenrufnummer 115? 
Unter der Telefonnummer 115 erhalten Sie (zum Ortstarif) zu Standardfragen wie Ansprechpartner/-
innen, Zuständigkeiten, Öffnungszeiten, erforderlichen Unterlagen, eventuellen Gebühren etc. von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 115-Servicezentrums der MRN von Montag bis Freitag, 
durchgängig von 8:00 bis 18:00 Uhr, kompetente Auskunft. 
Probieren Sie es doch einfach einmal aus! 

FB 1-110 

_______________________________________________ 
 
Stadtverwaltung Speyer, 02.06.2023 
 
 

 

Monika Kabs 

Bürgermeisterin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bezugsnachweis:  Das Amtsblatt der Stadt Speyer für öffentliche Bekanntmachungen erscheint grundsätzlich wöchentlich freitags und ist im 
Abonnement oder als Einzelnummer beziehbar bei der  

Stadtverwaltung Speyer  zu einem Unkostenbeitrag von: 0,75 € (Jahresabo 61,00 €) 
Abteilung Hauptverwaltung je Ausgabe bei Lieferung frei Haus. 
Maximilianstraße 100 Kostenlose Abgabe an Selbstabholende und im Internet 
67346 Speyer unter der Adresse: https://www.speyer.de/de/rathaus/verwaltung/amtsblatt 


